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Aus Gründen der Lesbarkeit wurde im Text die männliche Form gewählt. Gemeint sind immer beide Ge-

schlechter. 

N A M E ,  Z W E C K  

Artikel 1 Name, Sitz 
1 Unter dem Namen Schweizerische bäuerliche Bürgschaftsgenossenschaft besteht eine gemeinnützige Ge-

nossenschaft gemäss Art. 828 ff. OR mit Sitz und Gerichtsstand in Brugg, Kanton Aargau. Die Dauer der 

Genossenschaft ist unbeschränkt. 

Z w e c k  

Artikel 2 Zweck 
1 Die Genossenschaft hat die Aufgabe, der Landwirtschaft und landwirtschaftsnahen Gewerbebetrieben die 

Beschaffung des betriebsnotwendigen Kapitals zu erleichtern, wenn möglich zu verbilligen oder den Aus-

stieg aus der Landwirtschaft zu ermöglichen. 

2 Die Genossenschaft bewirtschaftet ferner das Stammkapital und die ihr übertragenen Vermögenswerte. 

Artikel 3 Grundsatz 
1 Die Genossenschaft übernimmt Bürgschaften für Darlehen an Landwirte oder Personen in verwandten Be-

rufen, die in der Schweiz Wohnsitz haben und hier einen landwirtschaftlichen oder landwirtschaftsnahen 

Betrieb auf eigene Rechnung als Eigentümer oder Pächter führen. 

2 Die Bürgschaft kann auch zugunsten einer Körperschaft oder juristischen Person geleistet werden, sofern 

sie einen landwirtschaftlichen Zweck verfolgt oder direkt der Landwirtschaft dient. 

3 Die Einzelheiten zur Bürgschaftsgewährung legt der Vorstand fest. 

Artikel 4 Höchstgrenzen 
1 Der Höchstbetrag, bis zu dem sich die Genossenschaft mit Bürgschaften verpflichten darf, beträgt das 

Achtfache des Eigenkapitals. 

2 Pro Fall kann maximal ein Betrag von CHF 500'000.00 verbürgt werden. 

Artikel 5 Immobilienerwerb bei drohenden Verlusten 
1 Zur Abwendung oder Verminderung hoher drohender Verluste aus ihrer Tätigkeit darf die Genossenschaft 

Immobilien erwerben. Sie hat diese möglichst verlustfrei wieder zu veräussern. 

Artikel 6 Zusammenarbeit und Beteiligungen 
1 Die Genossenschaft kann sich zur Stärkung ihrer Tätigkeit an anderen schweizerischen Bürgschaftsinstituti-

onen oder Organisationen mit zweckverwandten Aufgaben beteiligen, im Inland Zweigniederlassungen er-

richten, Vertretungen übernehmen oder fusionieren. 
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G E N O S S E N S C H A F T S K A P I T A L ,  H A F T U N G  

Artikel 7 Genossenschaftskapital 
1 Das Genossenschaftskapital wird gebildet aus: 

a. einem aus der Société suisse de surveillance économique zinslos zur Verfügung gestellten Stammkapital 

von CHF 1'200'000.00 

b. dem Anteilscheinkapital in unbeschränkter Höhe, bestehend aus Anteilscheinen von je CHF 1'000.00, 

die auf den Namen der Mitglieder lauten 

c. den der Genossenschaft übertragenen Vermögenswerten, insbesondere Fondsvermögen 

d. den Reserven 

Artikel 8 Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet ausschliesslich das Genossenschaftsvermögen. Jede 

persönliche Haftung oder Nachschusspflicht der Genossenschafter ist ausgeschlossen. 

M I T G L I E D S C H A F T  

E r w e r b  d e r  M i t g l i e d s c h a f t  

Artikel 9 Genossenschafter 
1 Als Genossenschafter aufgenommen werden natürliche und juristische Personen, die zur Erreichung des 

Genossenschaftszwecks ihren Beitrag leisten möchten. 

2 Zum Beitritt bedarf es eines schriftlichen Gesuches. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Aufnah-

megesuche können ohne Grundabgabe abgewiesen werden. 

3 Abgewiesenen steht innert dreissig Tagen ab dem Datum der Zustellung des Entscheides des Vorstandes 

ein Rekursrecht an die nächste ordentliche Generalversammlung zu. 

Artikel 10 Liberierung der Anteilscheine 
1 Jeder Genossenschafter hat mindestens einen Anteilschein im Betrage von CHF 1'000.00 zu übernehmen. 

In Bezug auf die maximale Übernahme von Anteilscheinen besteht keine Einschränkung. 

2 Die Anteilscheine können an andere Genossenschafter übertragen werden. Die Übertragung bedarf der Zu-

stimmung des Vorstandes. Bei Ablehnung gilt das Rekursverfahren nach Art. 9 Abs. 3. 

3 Die Generalversammlung beschliesst die Höhe der auf die Anteilscheine zu leistenden Einzahlungen. Der 

Genossenschafter ist verpflichtet, diese Einzahlungen bis zum vollen Nennwert der Anteilscheine zu über-

nehmen. 

V e r l us t  d e r  M i t g l i e d s c h a f t  

Artikel 11 Austritt 
1 Die Mitgliedschaft erlischt: 

a. durch schriftliche Austrittserklärung auf Ende eines Rechnungsjahres unter Wahrung einer einjährigen 

Kündigungsfrist 

b. bei Auflösung der Genossenschaft 
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Artikel 12 Ausschluss 
1 Der Vorstand kann Genossenschafter aus wichtigen Gründen ausschliessen. Ein wichtiger Grund liegt na-

mentlich dann vor, wenn den Statuten oder Beschlüssen der Genossenschaftsorgane zuwidergehandelt 

wird oder wenn die Interessen der Genossenschaft geschädigt werden. 

2 Ausgeschlossenen Genossenschaftern steht innert dreissig Tagen ab dem Datum der Zustellung ein Re-

kursrecht an die nächste ordentliche Generalversammlung zu.  

3 Bis zum Entscheid der Generalversammlung sind die ausgeschlossenen Genossenschafter in der Ausübung 

ihrer Mitgliedschaftsrechte eingestellt. 

Artikel 13 Todesfall 
1 Die Mitgliedschaft erlischt bei natürlichen Personen mit dem Tod des Genossenschafters. 

2 Die Erben eines durch den Tod ausscheidenden Genossenschafters, die in den Besitz von Anteilscheinen 

gelangen, werden ohne Weiteres Genossenschafter. Die Erben können innert einer Kündigungsfrist von 

einem Monat die Rückzahlung der Anteilscheine des verstorbenen Genossenschafters verlangen. 

3 Erbengemeinschaften haben für die Beteiligung an der Genossenschaft einen gemeinsamen Vertreter zu 

bezeichnen. 

A n s p r u c h  v o n  a u s s c h e i d e n d en  G e no s s e n s c h a f t e r n  

Artikel 14 Austrittsleistung 
1 Ausscheidende Genossenschafter haben keinen Anspruch am Genossenschaftsvermögen. 

2 Anteilscheine werden höchstens bis zur Höhe des einbezahlten Betrages zurückbezahlt. 

O R G A N I S A T I O N  

Artikel 15 Organisation 
1 Organe der Bürgschaftsgenossenschaft sind: 

a. die Generalversammlung 

b. der Vorstand 

c. die Geschäftsstelle 

d. allenfalls die gesetzliche Revisionsstelle 

G e n e r a l v e r s a m m l u n g  

Artikel 16 Einberufung 
1 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand, nötigenfalls durch die Revisionsstelle oder die interne 

Kontrollstelle einberufen. 

2 Die ordentliche Generalversammlung der Mitglieder findet jährlich einmal statt. 

3 Ausserordentliche Generalversammlungen können jederzeit einberufen werden, wenn der Vorstand es für 

nötig erachtet. 
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Artikel 16a Virtuelle Generalversammlung 
4 Der Vorstand kann vorsehen, dass Genossenschafter, die nicht am Ort der Generalversammlung anwesend 

sind, ihre Rechte auf elektronischem Weg ausüben können. 

5 Eine Generalversammlung kann mit elektronischen Mitteln ohne physischen Tagungsort durchgeführt wer-

den (virtuelle Generalversammlung). 

6 Treten während der Generalversammlung technische Probleme auf, sodass die Generalversammlung nicht 

ordnungsgemäss durchgeführt werden kann, so muss sie wiederholt werden. Beschlüsse, welche die Gene-

ralversammlung vor dem Auftreten der technischen Probleme gefasst hat, bleiben gültig. 

Artikel 17 Frist zur Einberufung 
1 Die Einberufung der Generalversammlung erfolgt mindestens zwanzig Tage vorher durch einfachen Brief 

oder in elektronischer Form an die Genossenschafter. In der Einladung sind die Traktanden anzugeben. 

2 Bei Abänderung der Statuten ist der wesentliche Inhalt der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu ge-

ben. 

3 Genossenschafter, welche an der Generalversammlung Anträge stellen wollen, haben diese bis spätestens 

zehn Tage vor der Generalversammlung schriftlich an die Geschäftsstelle einzureichen. 

Artikel 18 Vorsitz, Stimmenzähler 
1 Den Vorsitz der Generalversammlung führt der Präsident der Genossenschaft, bei dessen Verhinderung ein 

anderes Mitglied des Vorstandes oder ein anderer von der Generalversammlung gewählter Tagespräsident. 

2 Der Vorsitzende bezeichnet die Stimmenzähler, die nicht Genossenschafter sein müssen. 

Artikel 19 Befugnisse 
1 Oberstes Organ der Genossenschaft ist die Generalversammlung der Genossenschafter. Ihr stehen fol-

gende unübertragbare Befugnisse zu: 

a. Festsetzung und Änderungen der Statuten 

b. Wahl der Vorstandsmitglieder und des Präsidenten 

c. ggf. Wahl der Revisionsstelle 

cbis. Wahl der internen Kontrollstelle 

d. Rekursentscheide zu Vorstandsbeschlüssen über die Verweigerung der Aufnahme und den Ausschluss 

von Genossenschaftern 

e. Genehmigung des Jahresberichtes, der Jahresrechnung und Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinnes und die Verzinsung der Anteilscheine 

f. Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsstelle 

g. Beschlussfassung über die Ausweitung der Tätigkeit im Sinne von Artikel 6 dieser Statuten 

h. Beschlussfassung über die Geschäfte, die ihr durch das Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind 

i. Beschlussfassung über die Auflösung der Genossenschaft 

Artikel 20 Stimmrecht 
1 Jeder Genossenschafter hat in der Generalversammlung eine Stimme. 

2 Bei Beschlüssen über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsstelle haben Personen, die an der 

Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 
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Artikel 21 Abstimmungsmodus 
1 Die Wahlen sowie die Aufnahme und der Ausschluss von Genossenschaftern im Rekursfalle sind in gehei-

mer Abstimmung vorzunehmen, sofern die Mehrheit nicht offene Stimmabgabe beschliesst. 

2 Wo Gesetz und Statuten nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen, entscheidet das absolute Mehr der 

gültig abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

3 Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Artikel 22 Vertretung 
1 Genossenschafter, die verhindert sind an der Generalversammlung zu erscheinen, können sich durch einen 

anderen Genossenschafter oder einen handlungsfähigen Familienangehörigen vertreten lassen, doch kann 

kein Bevollmächtigter mehr als einen Genossenschafter vertreten. 

2 Die Stellvertretung gemäss vorstehendem Absatz ist nur aufgrund einer schriftlichen Vollmacht gestattet. 

Artikel 23 Statutenänderung, Auflösungsbeschluss 
1 Für die Änderung der Statuten oder zur Auflösung der Genossenschaft bedarf es einer Mehrheit von zwei 

Dritteln der an der Generalversammlung anwesenden Genossenschafter. 

V o r s t a nd  

Artikel 24 Mitglieder 
1 Der Vorstand besteht aus sieben bis neun Mitgliedern. Bei Vakanzen erfolgt die Ersatzwahl an der nächsten 

ordentlichen Generalversammlung. 

2 Die Mehrheit muss aus Genossenschaftern oder Vertretern von Genossenschaftern bestehen. 

3 Mit Ausnahme der Wahl des Präsidenten konstituiert sich der Vorstand selbst. 

Artikel 25 Amtsdauer 
1 Der Vorstand wird von der Generalversammlung für eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt. Bei Ersatz-

wahlen treten die neuen Mitglieder in die Amtsdauer ihrer Vorgänger ein. 

2 Nach Ablauf von vier Jahren findet jeweils eine Gesamterneuerung statt. 

3 Die bisherigen Mitglieder sind wieder wählbar. 

Artikel 26 Aufgaben 
1 Der Vorstand leitet die Genossenschaft. Er vertritt die Genossenschaft nach aussen. In die Kompetenz des 

Vorstandes fallen insbesondere: 

a. die Wahl der Mitglieder des Vorstandsausschusses 

b. die Wahl des Geschäftsführers 

c. der Erlass von Richtlinien im Zusammenhang mit Geschäftsführung, Kapitalanlage und Verwendung der 

Vermögenswerte 

d. der Erlass von Richtlinien zur Gewährung der Bürgschaften 

e. die Behandlung von Rekursen gegen abgewiesene Bürgschaftsgesuche durch den Vorstandsausschuss 

f. die Vorlage des Geschäftsberichtes und der Jahresrechnung an die Generalversammlung 

g. die Führung des Genossenschafter-Verzeichnisses 

2 Der Vorstand ist befugt, die Geschäftsführung und die Vertretung an eine oder mehrere Personen zu über-

tragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

3 Der Vorstand ist berechtigt, Pflichten und Befugnisse an einen oder mehrere Vorstandsausschüsse zu dele-

gieren. Er erlässt diesfalls ein Geschäftsreglement. 
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Artikel 27 Beschlussfassung 
1 Die Beschlüsse werden mit einfachem Mehr der anwesenden Mitglieder gefasst. Der Vorsitzende hat den 

Stichentscheid. 

Artikel 28 Zeichnungsberechtigung 
1 Namens der Genossenschaft führen Präsident, der Vizepräsident und der Geschäftsführer, sowie weitere 

vom Vorstand bezeichnete Mitglieder des Vorstandes kollektiv zu zweien die rechtsverbindliche Unter-

schrift. 

V o r s t a nd s a u s s c h u s s  

Artikel 29 Mitglieder  
1 Falls der Vorstand einen Vorstandsausschuss bestimmt, besteht dieser aus vier Mitgliedern des Vorstandes. 

2 Der Vorstandsausschuss konstituiert sich selbst. 

Artikel 30 Aufgaben 
1 Der Vorstandsausschuss ist verantwortlich für die Organisation der ordentlichen Geschäfte der Genossen-

schaft. 

2 Das Geschäftsreglement bestimmt die näheren Aufgaben. 

G e s c hä f t s s t e l l e  

Artikel 31 Aufgaben 
1 Die Geschäftsstelle erledigt die Administration und die laufenden Geschäfte. 

2 Sie hat an den Generalversammlungen, an den Sitzungen des Vorstandes und des Vorstandsausschusses 

beratende Stimme. 

R e v i s i o n s s t e l l e  

Artikel 32 Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle.  

2 Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; 

2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. 

3 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genossenschafter hat jedoch das Recht, spätes-
tens 10 Tage vor der Generalversammlung die Durchführung einer eingeschränkten Revision und die Wahl 

einer entsprechenden Revisionsstelle zu verlangen. Die Generalversammlung darf diesfalls die Beschlüsse 

nach Artikel 19 Abs. 1 Bst. e erst fassen, wenn der Revisionsbericht vorliegt. 
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I n t e r n e  Ko n t r o l l s t e l l e  

Artikel 33 Kontrollstelle 
1 Die Generalversammlung kann auf die Dauer von vier Jahren eine Kontrollstelle von mindestens zwei Mit-

gliedern wählen. 

2 Diese müssen nicht Genossenschafter sein. Ebenso müssen sie die gesetzlichen Anforderungen für Reviso-

ren nicht erfüllen. 

3 Die Kontrollstelle prüft insbesondere die Geschäftsführung. Sie übernimmt weitere Prüfungen nach Vorga-

ben der Generalversammlung oder des Vorstandes. Sie erstattet der Generalversammlung darüber schriftli-

chen Bericht. 

4 Bei Verzicht auf eine gesetzliche Revisionsstelle (Artikel 32) prüft die Kontrollstelle die Jahresrechnung, den 

Anhang und den Antrag zur Gewinnverwendung. 

R E C H N U N G S W E S E N  

Artikel 34 Jahresrechnung 
1 Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember. 

2 Die Jahresrechnung ist mit einem Bericht des Vorstandes über die Tätigkeit der Genossenschaft und mit 

dem schriftlichen und begründeten Antrag der Kontrollstelle der Generalversammlung vorzulegen. 

3 Spätestens zwanzig Tage vor der Generalversammlung müssen die Jahresrechnung, die Bilanz und der Be-

richt der Kontrollstelle zur Einsicht der Genossenschafter am Sitz der Genossenschaft aufgelegt werden. 

Die Unterlagen können auch elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 

Artikel 35 Deckung Verwaltungskosten 
1 Die Verwaltungskosten werden aus den Kapitalzinsen und weiteren Einnahmen gedeckt. 

2 Wenn erforderlich, kann der Vorstand beschliessen, zur Deckung der Betriebskosten eine Entschädigung 

oder eine Bürgschaftskommission zu verlangen. 

Artikel 36 Vergütung an Vorstand und Kontrollstelle 
1 Die Mitglieder des Vorstandes und der Kontrollstelle haben Anspruch auf Sitzungsgelder sowie eine Ent-

schädigung für besondere Leistungen und Ersatz der Spesen. 

Artikel 37 Verwendung Reingewinn 
1 Vom Reingewinn muss mindestens ein Fünftel den Reserven zugewiesen werden.  

2 Erst nach Abzug dieses Fünftels kann aus dem Überschuss das Anteilscheinkapital nach Art. 859 Ziff. 3 OR 

verzinst werden. 

3 Ein allfälliger Rest steht zur Verfügung der Generalversammlung. 

Artikel 38 Verzinsung der Anteilscheine 
1 Das Anteilscheinkapital oder andere Einlagen dürfen höchstens zum Zinssatz für erste Hypotheken verzinst 

werden. 
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Artikel 39 Deckung der Verluste 
1 Bürgschaftsverluste sind wie folgt zu begleichen: 

1. aus der Verlustreserve 

2. aus den übrigen Reserven 

3. aus dem Stammkapital und den Fondsvermögen 

4. aus dem Genossenschaftskapital 

2 Um eine möglichst gleichmässige Verzinsung des Anteilscheinkapitals zu gewährleisten, ist die Verlustre-

serve einzusetzen, bevor ein bescheidener Zinsanspruch der Genossenschafter gekürzt oder gestrichen 

wird. 

S C H L U S S B E S T I M M U N G E N  

Artikel 40 Bekanntmachungen 
1 Die Einberufung zur Generalversammlung und die Mitteilungen an die Genossenschafter erfolgen durch 

einfachen Brief oder in elektronischer Form an die im Genossenschaftsregister verzeichneten Adressen. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Artikel 41 Auflösung 
1 Bei der Auflösung wird aus dem vorhandenen Reinvermögen zunächst den Mitgliedern das einbezahlte An-

teilscheinkapital zurückbezahlt. 

2 Der Rest wird dem Schweizer Bauernverband zur Förderung einer dem Zweck der Bürgschaftsgenossen-

schaft verwandten Aufgabe zur Verfügung gestellt. 

3 Die Verwendung des Stammkapitals und des Fondsvermögens bedarf der Genehmigung des Eidgenössi-

schen Volkswirtschaftsdepartements. 

4 Wird die Genossenschaft in der Weise aufgelöst, dass sie mit Aktiven und Passiven von einer anderen Ge-

sellschaft übernommen wird, so kommen zusätzlich die Bestimmungen des Fusionsgesetzes zur Anwen-

dung. 

Artikel 42 Inkrafttreten 
1 Diese Statuten wurden von der Generalversammlung am 17. Juni 2024 genehmigt. Sie ersetzen jene vom 

19. Juni 2015 und treten sofort in Kraft. 

 

Brugg, den 17. Juni 2024 

 

 

Der Präsident: Der Vizepräsident  

 

 

 

 

Rolf Gerber Michel Darbellay 


